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ilm dke Reparationen
Hie Kriegsschäden schon überbezahlt

Von französischer Seite ist in Ser Reparationsdebatt «

immer wieder die Forderung aufgetaucht , dag Deutschland zur

Gablung der gesamten französischen Wiederaufbaukoften un -

bedingt verpflichtet sei . Über ihre Höhe sind die verschieden -

sten Mitteilungen verbreitet worden . Bon zuständiger beut -

scher Stelle wird dazu folgendes mitgeteilt :

Nach Anlage 14 zum französischen Haushaltsentwurf für

1932 betragen die Gefamtfchäden im ehemals besetzten fran -

Mischen Gebiet 98 Milliarden Papierfranken . Davon müssen

abgezogen werden 5,8 Milliarden für Schäden an öffentlichem

Eigentum und 12,5 Milliarden für Zinszahlungen und Ver -

waltungskosten . Nach deutscher Auffassung kommen demnach

auf Grund der Lansing -Note von 1913 für Deutschland als

Schuld in Frage 79,6 Milliarden Papierfranken ( etwa 13,5
Milliarden Reichsmark, . Der französische Arbeitsminister
Deligne hat 1931 in einem Vortrag festgestellt , daß sich der

Gesamtaufwand für die Sachschäden im französischen besetz-

ten Gebiet auf 80,1 Milliarden Papierfranken beziffert . Da

wir nach amerikanischer Aufstellung schon mindestens 34 Mit -

liarden Reichsmark bezahlt haben , von denen Frankreich etwa
18 Milliarden Reichsmark erhalten hat . so hat Deutschland
demgemäß schon mehr für die Aufbauschäden bezahlt , als nötig
» ar.

Sogar französische Stimmen für Streichung
MTB . Paris , S. Jan . <Xel .) Das Leitmotiv der heu.

tige » Presse bildet die Frage einer endgültigen Strei¬

chung der Reparationen durch die französische Regie -

rung . Dieser Gedanke, der schon gestern von der „D6peche de

Toulouse " lanciert wurde , ist heute von nahezu allen Bliit -

tern aufgegriffen und in den Bordergrund ihrer Betracht « »»«

gen gerückt worden .

„Republique " begrüßt ihn freudig , sie steht in seiner Ber -

wirklichung — wenn jetzt Frankreicki sein juristisches und mo¬
ralisches Recht opferte — die Krönung der Annäherungs -

Politik . Wir brauchen nur zu wouen , schreibt das Blatt , und

wir können die Welt retten . „Bictoire " erklärt , die freund -

schaftliche Revision des Versailler Vertrages in allen jenen
Teilen , die unausführbar geworden seien , mit einbegriffen
die Klausel der restlosen Entwaffnung Deutschlands , sei jene
Geste , die erfolgen müsse, um alles in Ordnung zu bringen .

„Volonte " befaßt sich mit der Wirtschaftslage Deutschlands .
Wenn das Blatt auch behauptet , daß Deutschland nichts getan
habe , um seinen Bankerott zu vermeiden , ja , wenn sogar
die Befürchtung ausgesprochen wird , Deutschland werde auch
nach der Streichung der Reparationen andere Forderungen ,
wie beispielsweise die Beseitigung des Danziger Korridors ,
mit gleicher Vehemenz vertreten , so kommt es dennoch zum
Schluß , die Aera der halben Maßnahmen sei vorbei . Das
Wlatt Herriots , „Ere Nouvelle "

, verlangt , den Verzicht auf
die Reparationen müsse der Verzicht des amerikanischen Kon -

gresse? auf die Kriegsschulden , der der privaten Gläubiger
auf die eingefrorenen Kredite und schließlich die Zustimmung
Deutschlands , unterstützt durch entsprechende Garantien , zu
einer Politik der Ordnung der Welt im Sinne des Friedens
vorangehen . Die Rechtspresse , z . B . „Echo de Paris "

, steht
natürlich anders zu dem Gedanken . Deutschland würde nach
Beendigung des Reparationsproblems unverzüglich den

„zweiten Teil seines nationale » Programms " in Angriff neh -
men , nämlich die nationalen und politischen Forderungen .

Eine amerikanische Stimme
Das republikanische Mitglied des amerikanischen Reprä -

sentanlcnhauses , Britten , erklärte , wenn die fremden Mächte
weiterhin eine unnachgiebige Unverfrorenheit an den Tag
legten und die Ztreichung der Kriegsschulden verlangten , so
sollten sie dann wenigstens auch der Revision des Bersailler
Vertrags zustimme« . Der Kongreß sei am Ende seines
Opferwillens angelangt und werde sich nicht länger täuschen
lassen . Niemand kann den Sachwert der deutschen Kol»-
nien schätzen , jedoch kann angenommen werden , daß ihr Wert
die Deutschland auferlegten Aoungplan -Zahlungen um ein
Vielfaches übersteigt . Abgesehen von den schrecklichen Todes -
opfern eines Krieges , der vergebens gekämpft wurde , ist
Frankreich und England bereits zuviel bezahlt worden . Jetzt
sollten sie tun , was sie immer predigen und alle Reparationen
streichen , sowie den Bersailler Vertrag revidieren .

Die vevschSvkung
des Mattds <bttveiS » ttM « S

China fordert Einberufung de« Völkerbundsrat «
Die chinesische Regierung hat die sofortige Einberufung des

Völkerbundsrats verlangt , nachdem die Japaner auch in Süd -
china in der Hauptstadt der Provinz Fukien , Futschau , wegen
eines Zwischenfalls Truppen gelandet haben . Durch die Be -
setzung von Mntschau in der Südmandschurei ist die Eisen -
bahnverbindung zwischen Peking und Mukden vollständig in
den Händen der Japaner .

Der amerikanisch -japanische Zwischenfall
WTB . Washington , 5 . Jan . (Tel .) Staatssekretär Stim -

s» n hat bei dem japanischen Botschafter wegen des Zwischen-
falls mit dem amerikanischen Konsul in Charbin energisch
protestiert. Wie verlautet , wird er sich mit den Entschuldi-
gungen der japanischen Behörden in Mukden nicht zufrieden
geben.

Wie aus Tokio gemeldet wird, hat der Minister des Aus -
wältigen dem japanischen Botschafter in Washington Anwei -
sung gegeben , das Bedauern der Regierung wegen des Zwi -
ichenfalls auszusprechen .

Letzte Nachrichten
England

und dw RenavationsSoufevenz

Vertagung der Entscheidung bis zum Sommer ?
ERB . London , 5. Jan . <Pri ».- Tel .) Der diplomatische

Korrespondent des „Dailtz Telegraph " schreibt: ES verkantet,
daß der KabinettSauSschuß für das Repara -

tionsproblem morgen zusaminentreten wird , um die

Grundlagen festzusetzen, auf denen L e i t h Roß seine Ber -

Handlungen mit dem französische » Schatzamt
wieder aufnehmen soll . Während des Wochenendes haben der

Premierminister und die anderen Minister des Kabinettsaus -

schusses eine Denkschrift geprüft , die die Anempfeh -

lnng der britischen SchatzamtSsachverstiin «.

d i g e » enthält .
Der Korrespondent erwähnt dann Gerüchte , wonach „in

einem der mächtigsten Kreise der Bankwelt " dafür eingetreten
werde , daß ma » in Lausanne nicht versuche, auch nur eine

provisorische Lösung des Reparationsproblems zu erreichen .
Die Konferenz sollte sich «ach Ansicht der betreffenden Bank

vielmehr damit begnüge », gewisse Möglichkeiten zu untersu -

che «, die der Basler Sachverftändigenbericht bietet , und sich
dann bis zum Sommer vertagen . Im Sommer würde die

Atmosphäre günstiger für eine umfassende und dauerhafte Re -

gelung sein . Schließlich werde noch erklärt , daß ein drei -

jähriges Moratorium , von dem jetzt gesprochen werde, weder
für das Bedürfnis Deutschlands , noch für daS der Finanz -
Märkte der Welt genügen würde .

*
Der Sachverständige des britischen Schatzamts , Leith Roy ,

wird sich Ende der Woche nach Paris begeben , um die Bespre -

chungen mit dem französischen Schatzamt wieder aufzunehmen .

Oentstb - fvamSMtbe

Lnftfahvivevhandlnnsen

Zusammenarbeit im Südamerikadienft
ERB . Berlin , 5. Jan . tPriv .-Tel .) Ei « Pariser Blatt

berichtet, daß morgen in Berlin Verhandlungen stattfinden
sollen , die die Schaffung eines deutsch . französischen
Luftkartells unter Führung von vr . E ck e n e r, zum
Ziele haben.

Wie wir von unterrichteter Seite hierzu erfahren , handelt
es sich in Wirklichkeit um die Fortsetzuug der Luftfahrtbespre -
chungen im Rahmen der deutsch-französischen Wirtschaftsver -
Handlungen . Die Verhandlungen beziehen sich auf ein
engeres Zusammenarbeiten der Luftverkehrsgesellschaften ,
eine Verständigung über den Luftverkehr nach dem Rahen
und dem Fernen Osten und besonders auf die sehr teueren
Pionierarbeiten , die in beiden Ländern für den Berkehr nach
Südamerika unternommen werden . Bei diesem letzten Pro -
jekt spielt bekanntlich auch das Luftschiff eine große Rolle .
Da z. B . für die nächsten Jahre Zeppelin - Fahrten nach Süd -
amerika geplant find , ergibt es sich von selbst , daß auch
Dr . Eckener an den Verhandlungen beteiligt ist.

^ ohlenvevbMisttn «
süv die Hilfsbedürftige «

Au « Retchsmittelu
WTB . Berlin , 5. Jan . (Tel .) Im Rahmen der Winterhilfe

hat die Reichsregierung weitere Mittel zur Verfügung gestellt ,
um für die nächsten Monate neben der Fleischverbilligung eine
Kohlenverbilligung für die hilfsbedürftige Bevölkerung durch -
zuführen .

Die näheren Bestimmungen enthält ein Erlaß des Reichs -
arbeitsministers und des Reichsministers des Innern vom 23.
Dezember 1931. Danach sind zur Teilnahme an der Kohlen -
verbilligung berechtigt : alle Hauptunterstützungsempfänger der
Arbeitslosenversicherung und der Krisenfürsorge , die Familien -
zuschlüge erhalten , ferner die von der öffentlichen Fürsorge
laufend als Hauptunterstützte in offener Fürsorge Unterstütz -
ten , die einen eigenen Haushalt führen und schließlich Emp¬
fänger der Zusatzrente nach dem Reichsversorgungsgesetz , so -
weit sie einen eigenen Haushalt führen und ausschließlich auf
Rente und Zusatzrente angewiesen sind . Es werden Be -
zugsscheine ausgegeben .

Bezngsstellen für oerbilligte Kohlen sind alle Kohlenver -
kaufsstellen , die sich bereit erklären , den Bezugsschein in Zah -
lung zu nehmen und den sonst gegebenen Vorschriften zu
entsprechen . Die Verkaufsstellen werden durch Aushang
kenntlich gemacht . Jeder Berechtigte kann monatlich 2 Zentner
verbilligter Kohle erhalten . Der verbilligte Preis muß für den
Zentner 39 Rpf . unter dem Tagespreis liegen . Die Verbilli -
gung wird für alle Arten von Kohle , auch für Braunkohlen -
briketts , gewährt .

Der erste , für den Monat Januar gültige Bezugsschein mit
zwei auf je einen Zentner Kohlen lautenden Abschnitten wird
im Laufe dieses Monats ausgegeben werden . Gleichzeitig
gelangt ein weiterer , vier Wochen umfassender Bezugsschein
für verbilligtes Fleisch zur Ausgabe .

Kabinettskrise in Jugoslawien
WTB . Belgrad , 5 . Jan . (Tel .) Der König hat das Rück-

trittsgesuch des Kabinetts angenommen und den zurückgetre-
tenen Ministerpräsidenten Ziwkowitsch mit der Neubildung des
Kabinetts beauftragt .

» Zur vichtigen Veuvteiluus

de « preise

Die Arbeit des Preissenkungskommissars , des bisher !-

gen Leipziger Oberbürgermeisters Goerdeler , ist gewiß
eine der schwierigsten und verantwortungsvollsten , die
in den letzten Jahrzehnten einem im öffentlichen Leben
wirkenden Mann übertragen worden sind. Unglaublich
viel Widerstände sind zu überwinden . Andererseits darf
der Preissenkungskommissar aber auch nicht mit gar zu
rauher Hand in die Zusammenhänge hineinfahren ; denn
es besteht die Gefahr , daß er so nur neue Schädigungen
wirtschaftlicher Art hervorruft . Es hat z . B . gar keine»

Zweck , Preise gewaltsam zu senken, wenn man damit
das Unternehmen als solches stranguliert .

Die Öffentlichkeit hat das Recht, über das Wirken
des Preissenkungskommissars unterrichtet zu werden .
Sie muß aber auch die Möglichkeit haben zu prüfen , ob
die jeweiligeil Maßnahmen des Kommissars dem natür¬
lichen Sinn der Dinge entsprechen . Wie wir schon von
jeher in der „Karlsruher Zeitung " betont haben , gibt est
für eine derartige Beurteilung eigentlich nur einen
brauchbaren Maßstab , und das ist der Vergleich mit den
Preisen der Vorkriegszeit , mit den Preisen des Jahres !
1913. Wobei dann ohne weiteres unterstellt wird , daß
diese Preise im Hinblick auf die damals gezahlten Löhne
und Gehälter einerseits und damals gezahlter Steuern
und Abgaben andererseits einer vernünftigen Norm ent -

sprachen .
Die „Kölnische Illustrierte Zeitung " hat in ihrer Num <

mer 51 eine sehr lehrreiche vergleichende Übersicht über
die Preise des Jahres 1313 und des Jahres 1331 ver -
öffentlich !. Beim Studium dieser Tabelle sieht man
wieder einmal ganz genau , in welchen Fällen die heutet
gezahlten Preise über die des Jahres 1913 noch hinaus ^
reichen , und in welchen sie sich dem Friedenspreis näher »
oder ihn gar unterbieten .

Zunächst erkennen wir folgendes : daß nämlich insge >,
'

samt öie Preise für Wohnung im weiteren Sinne dieses
Wortes , für die Benutzung ber Verkehrsmittel und für »
die Kleidung immer noch vergleichsweise zu hoch findv
Und es muß das umso mehr auffallen , als sich die Preis « ,

!

für Nahrungs - und Genußmittel teilweise kaum noch
'

wesentlich von denen des Jahres 1913 unterscheiden «
Man könnte daraus folgern , daß , wenn es möglich war ,
die Nahrungsmittel soweit zu senken, es eigentlich auchti
möglich sein müßte , alle übrigen Preise dementsprechend??
zu verringern . Denn im großen und ganzen ist ja —-
von den unglücklichen Hausbesitzern abgesehen — die Be -
lastung eines jeden , der Waren verkaust , die gleiche«
Warum soll also der eine bei niedrigem Preis wenig oder
so gut wie nichts , und der andere bei zu hohem Preis
viel verdienen ? !

Gehen wir nun die Tabelle durch, fo sehen wir , daß
eine Dreizimmerwohnung mit Küche , die 1913 5V M .
Miete kostete, heute in der Großstadt 80 W . kostet , daß'

ein Hotelzimmer doppelt so hoch bezahlt werden muß ,
wie früher , daß der Zentner Hausbrandkohlt , der frühe «
1,20 M . kostete, heute 1,80 Ml kostet , daß man für den
Kubikmeter Gas die Hälfte mehr als früher bezahlen
muß . Ganz schlimm ist es bei den Verkehrsmitteln . Die
Benutzung der Eisenbahn kostet heute das Doppelte als
früher , und ebenso die der Straßenbahn . Die Posti
gebühren werden ja jetzt etwas gesenkt, sie nähern sich
damit dem Friedenssatz .

Die Kleidnng ist nach wie vor zu teuer . Ein Koufek-
tionsanzug , für den man 1913 50 M . bezahlte , mußt «
man 1931 mit 90 JM bezahlen , und ein Anzug nach!
Maß kostete 1931 noch immer fast das Doppelte wie im
Jahre 1913 . Und das Gleiche gilt für die Kleidung der
Dame ». Die Preise für Körperpflege stehen indessen
nur wenig über dem Preisniveau des Jahres 1913.

Bei den Nahrungs - und Genußmitteln sind heute di «
Preise für einzelne Fleischsorten sogar niedriger als im
Jahre 1913 . Der Kartoffelpreis ist der gleiche , irni
ebenso ist der Preis für Erbsen , Bohnen , Linsen , Hafer -
stocken , Milch und Zucker annähernd ebenso hoch. Beim
Brot liegt er im Durchschnitt um 25 Proz ., also um
etwa V4 über dem Satz des Jahres 1913. Sehr hoch
ist der Preis für Reis und Weizenmehl ; er liegt um
50 Proz . höher als im Jahre 1913. Kaffee, Tee und
Kakao sind durch den Zoll wesentlich verteuert worden .
Die Butter hat stellenweise beinahe wieder den Friedens -
preis erreicht . Bier und Tabak , sowie Zündhölzer haben
sich dagegen erheblich verteuert : hier ist die Differenz
zweifellos sehr groß .



Was die Bildungsutttki anlangt » »ft das Zclwlgeld
heute ganz wesentlich höher als im Jahre 1913 ; und das
gleiche gilt für das Theater .

Bei alledem muß natürlich immer wieder berücksichtigt
werden , daß ja die Stenern » Abgaben und Verzinsungen ,mit denen heutzutage ein jeder Produzent und Verkäu -
ser von Ware zu rechnen hat , ganz erheblich über dem
Satz des Jahres 1913 liegen . Man kann also , wenn man
gerecht sein will , nur dort eine Senkung der heutigen
Preise bis auf den Friedensstand hinab verlangen , wo
auch gleichzeitig die Steuern und die Abgaben in der -
selben Weise gesenkt werden . Überall dort , wo durch
die Eigentümlichkeiten dr Weltwirtschaftslage oder durch
regional bedingte Überproduktion die Preise heute schon
dem Friedensstand entsprechen oder gar unter ihm lie -
gen . wie z . B . in der Landwirtschast » haben wir es mit
einer wachsenden Verelendung zu tun : die Zwangsver¬
steigerungen und Vergleichsvechahren im Bereich der
Landwirtschaft haben im verflossenen Jahre in einer
Weise zugenommen , die alles bisher Erlebte in den
Schatten stellt .

In der „Kölnischen Illustrierten Zeitung " wird dann
ini Anhang auch noch eine vergleichende Übersicht ge¬
geben über die Löhne und Gehälter des Jahres 1313 und
des Jahres 1331. Natürlich nur ganz schematisch . Ein
ungelernter Arbeiter , der 1913 28 M . in der Woche ver-
diente , verdiente 1931 rund 18 JM , also 70 Proz . mehr
als im Frieden . Ein gelernter Arbeiter » der rund
32,50 M . pro Woche im Jahre 1913 verdiente , hatte
1931 rund 55 JM , also auch beinahe 70 Proz . mehr .
Ei » Spezialarbeiter verdiente 1913 42 M . pro Woche
und 1931 66 JM pro Woche . Ein Lehrling bekam im

• vierten Lehrjahre 1913 7 M . pro Woche , 1931 22 JM
pro Wocke . Ter Barlohn eines Dienstmädchens betrug
1913 20 M . pro Monat , 1931 35 JM . Ein Stratzen -
bahnschassner erhielt 1913 rund 140 M . im Monat , 1931
rund 200 JM , eine Verkäuferin damals 100 M . und
1931 180 M , ein Buchhalter damals 190 M . und 1931
300 JM , eine Schreibdame » die damals 100 M . bezog,
erhielt 1931 180 JM . Ein Postschaffner mit 15 Tienst -
jähren und zwei Kindern hatte 1913 177 M . pro Mo¬
nat , 1931 255 JM . Das Jahresgehalt eines Stadt -
sekretärs mit 20 Dienstjähren und zwei Kindern betrug
1913 3400 M . , 1931 4000 JM , das eines Volksschul-
lehrers mit 20 Dienstjahren und zwei Kindern 3600 M .
bzw . 5340 JM , das eines Regierungsrats mit 10 Jahren
und zwei Kindern 7300 M . bzw . 7650 JM .

Auch diese Gegenüberstellung ist für den , der Zahlen
volkswirtschaftlich und sozialpolitisch zu lesen versteht ,
sehr interessant und sehr lehrreich . Sie zeigt unter an -
derem das eine ganz klar , daß sich die Einkommensver -
hältnisse der Beamten , und zwar vor allem der höheren
Beamten , mir wenig oder nur gerade dem Index ent¬
sprechend, vergrößert haben , während die Gehälter und
Löhne , die in der Privatwirtschaft im Jahre 1931 gezahlt
wurden , sich um 60 bis 70 Proz . über dem Durchschnitt
des Jahres 1913 bewegten . Wobei die eine Tatsache,
daß der Beamte seinen Pensionsanspruch hat . und die
andere , daß Va der Arbeiter und Angestellten nur Ar -
beitslosenuntevstützung und überhaupt keinen Lohn er-
halten , außer Betracht bleiben .

Die kritische Lage in Indien
Diktatorische Maßnahmen des Vizekönigs

Dcr allindische Kongreß ist durch Ordonnanzvcrsügung des
Vizekönigs als illegal bezeichnet worden und fällt somit unter
j>as Verbot „aller Vereinigungen , die die öffentliche Ruhe
und Ordnung bedrohen " . Der Vizekönig hat ferner vier
Ordonnanzen erlassen , die besondere Maßnahmen der Zivil -
und Militärbehörden zur Aufrechterhaltung der Ordnung
zulassen . Alle Amtshandlungen des Kongresses sind danach
strafbar .

Auch Prasad , der als Nachfolger Patels zum Kongreß -
Präsidenten ernannt worden war , ist verhaftet worden . Ja -
waharlal Rehr» , der vor einigen Tagen wegen Übertretung
des Verbotes , die Stadt Ahmedabad zu verlassen , verhastet
worden war . wurde zu zwei Jahren schwerem Kerler ver -
urteilt . m r. , . . „ . . .An Stelle Prasads ist Ansari zun , Vorntzenden des allmdi -
scheu Kongresses ernannt worden . _Nach einer Mitteilung von Londoner zuständiger seite
verioigt die Politik der britischen Regierung weiter das Ziel ,
eine weitgehende Verständigung über die indischen Berfas -
suugssragen auf dem Verhandlungswege zu erreichen Die
Opposition werde ihre . Auffassung auf gesetzmäßige Weise zum
Ausdruck bringen müssen , aber nicht in einer Art , die den
Regiernngsorganismüs zerstören solle.

Der Boykott britischer Waren
WTB . Ahmedabad , 5 . Jan . (Tel . ) Die hiesigen Baum -

« ollfabriken haben wegen der Verhaftung Gandhis beschlos -
seu, keinerlei britische Waren mehr zu kaufen . Die Fabrik-
besitzer planen ferner , die nach England gegebenen Bestellun -
gen aus Maschinen rückgängig zu machen . Auch der Ge-
meinderat der Stadt erwägt den Boykott britischer Waren
und Firmen .

Wie aus Bombal , gemeldet wird , haben die meisten gro -
ßeren Kongreßausschiissr in den Provinzen ihre verschiedenen
Unterausschüsse durch Diktatoren ersetzt , die befugt sind , für
den Fall ihrer Verhaftung selbständig ihre Nachfolger zu
ernennen , überdies haben die kleineren Ausschüsse in den
verschiedenen Orte » Anweisungen erhalten , ihr eigenes Ak-
tionsprogramm aufzunehmen , ohne auf Weisungen der Zen -
tralausschüffe zu warten . In Cawnpur sind sieben , in Luck -
now vier Kongreßführer verhaftet worden .

Über das Befinden deS ehemaligen Deutschen Kaisers wird
aus Doorn mitgeteilt , daß die Erkältung , die er sich am
Eilvestertage zugezogen habe , durchaus normal verlaufen fei.In seinem Befinden sei bereits eine Besserung zu verzeichnen .

Ter kommunistische Reichstagsabgeordnete Sattler erhieltbom Bericht in Köln drei Monate Gefängnis wegen Auffor -
deruug zu Gewalttätigkeiten und Beleidigung . Er war bei
Gelegenheit schwerer Zusammenstöße zwischen Ruhestörernund der Polizei am 10. Mai 1981 bei der Feststellung seiner
Personalien selbst mit den Beamten in Konflikt gekommen .

5Im dir iteitogfeitttttd
der Wasserstvatzenve ^ vattuus

Verhandlungen mir de» Ländern
Unter Vorsitz des Neichsverkehremi nisters Treviranus be-

gauuen heute in Berlin die Beratungen mit den Länderregie -
rnngen über den völligen Übergang der Wafserstraßenverwal -
tung aus das Reich . Den Beratungen liegt der Entwurf eines
Reichsgesetzes über die Reichswasserstraßenverwaltung zu-
gründe .

Dem „Börsenkurier " zufolge , umsaßt der Gesetzentwurf die
Verwaltung der Reichswassersttaßeu , die Unterhaltung und denBetrieb , den Ausbau und Neubau , das Seezeichenwesen , das
Lotsenwesen auf den mit der See un Zusammenhang stehen -den , von Seeschiffen befahrenen Wasserstraßen die Beobachtungund Untersuchung der Hochwasserverhältnisse, die Mitwirkungbei der Freihaltung des Überschwemmungsgebietes und beider Genehmigung und Überwachung der Stromdeiche sowiedie gemeinsame Bekämpfung der Hochwasser- und Eisgefahren ,die Strom - und Schiffahrtspolizei , die Ausnützung der Tarif -
Hoheit, die Eichung der Binnenschiffe .

Über die Ablösung und den Übergang der jetzigen Verwaltungin die reichseigene Verwaltung soll ein besonderer Staatsver -
trag mit den Ländern abgeschlossen werden .

Erklärungen des Reichsverkehrsministers
WTB . Berlin , 5 . Jan . (Tel .) Die Länderkonferenz überdie Reichswasserstraßenverwaltung wurde von Reichsverkehrs -

minister Treviranus mit einer Rede eingeleitet , in der er
nochmals auf die Erwägungen hinwies , die die Reichsregie -
rung veranlaßt haben , den Staatsvertrag von 1921 zum1 . April d . I . zu kündigen und die ihr obliegende Entschei -
dung der Frage , ob reichseigene Wasserstraßenbehörden ge-
schaffen werden sollen , im positiven Sinne zu treffen .

Die Reichsregierung bittet die Länderregierungen , sich nunauch auf den Boden dieser Tatsache zu stellen , und sei durch-aus bereit , die Durchführung ihres Beschlusses in engsterFühlungnahme und Abwägung aller praktischen Anregungenu verfolgen . Insbesondere werde diese Zusammenarbeit beier Grenzziehung zwischen der Wafserstraßeuverwaltung desReiches und der Länderwasserwirtschaft notwendig und nütz-
lich sein . Die Reichsregierung habe in dem den Ländernübersandten Gesetzentwurf praktische Grenzziehungsvorschlägegemacht , in denen sie keine Bersaffungsäuderung erblicke.Tatsächlich erfolge der Einsatz der beträchtlichen Reichsmittelnur in geringem Maße sür Verkehrszwecke , im wesentlichenfür die allgemeine Durchführung geordneter Vorflut . DerMinister warnte zum Schluß vor dem gelegentlich aufgetauch -ten Gedanken einer Parallelorganisation der Länder zurWahrung ihrer Sonderinteressen au den Reichswafferstraßen .

kommunistische
Stveikvvovaganda

Der wilde Streik im Rnhrgebiet abgeblasen
Die kommunistische Streikpropaganda , die aus politischenGründen gegen die Notverordnung betrieben wird , hat imRuhrgebiet nicht das erstrebte Ziel erreicht, einen allgemeinenStreik hervorzurufen und ist damit als gescheitert zu bezeich-nen . Das gleiche ist im Hamburger Hafen der Fall , wie inBerlin in Privatbetrieben und bei den staatlichen Verkehrs-und Versorgungsgesellschaften .

*
WTB . Essen » 5. Ja «. (Tel .) Nachdem bereits gesterndie Mittagsfchicht fast vollzählig wieder angefahren war » wirdheute früh aus den einzelnen Bezirken über vollkom¬men « Ruhr berichtet. Abgesehen von einigen wenigenBusnahmen führen dir Bergarbeiter ans den einzelne »Echachtanlagen vollzählig an . AuS dem Recklinghauser Be-

zirk wird gemeldet» daß dort die RGO . den Streik ab -geblasen hat.

Erfolglose kommunistische Streikhetzein Niederschlesien
WTB . Waldenburg , 5 . Jan . (Tel . ) Die wochenlange kom-

munistische Streikhetze ist vollkommen wirkungslos geblieben .Obwohl heute früh der Streik beginnen sollte , ist die Beleg -schaft der Frühschicht im
^Waldenburger und Neuroder Reviervollzählig eingefahren . Selbst die Mitglieder des kommuui -

{tischen Perbandes haben die Streikparole nicht beachtet .

kleine « hvonik
Die Schneeschmelze hat nicht nur in Baden , sondern auchanderwärts bedrohliches Hochwasser herbeigeführt . In Sach -seu und in Braunschwcig kam es zu Unterbrechungen des

Bahnverkehrs . Verschiedentlich mußten Wohnungen geräumtwerden . Auch aus tsterreich , Böhmen » England werde » Hoch -
Wasserschäden gemeldet . In Nordspanien ist starker Schnee -
fall mit großer Kälte eingetreten .

Ein schweres Bergwerksunglück hat sich auf der Karsten -Zeutrums - Grube in Beiithr » ereignet . 14 Bergleute wurdenMontag , 18 Uhr , durch einen heftigen Gebirgsschlag , dereinen großen Bruch verursachte , abgeschnitten . Die Rettungs -arbeiten gingen nur sehr langsam vorwärts . Es gelang nicht,mit den Verschütteten durch Rufe oder Klopfzeichen eine Ver -binduug herbeizuführen . Man muh damit rechnen , daß die14 Bergleute tot sind.
In Herne drangen zwei maskierte Räuber am Montagmit -tag in das Verwaltungsgebäude der Zeche „Teutoburgia " einund stahlen,1200 RM . Einer der Räuber wurde auf einem

Straßenbahnwagen von einem Kriminalbeamten erschaffen.
Auf dem Ausstellungsgelände eines Bildhauers i» Bochumwurde ein siebenjähriger Schüler vou einem umstürzendenGrabstein erschlagen.
Am Montagabend um 18 .30 Uhr zerstörte ein heftiger Winddie Antenne des Magdeburger Rundfunksenders , so daß der

Magdeburger Sendebetrieb eingestellt werden mußte .
Die Berliner Staatsanwaltschaft hat nun die Anklage imDevaheim -Skandal eingereicht. Sie richtet sich gegen den frü -Heren Leiter des Devaheim - Konzerns , Wilhelm Jeppel » den

ehemaligen Aufsichtsratsvorsitzenden Pastor D. Cremer , den
Prokuristen Ernst Wilhelm Cremer » den früheren Bevollmäch -
tigten der Ausländsanleihe beim Zentralausschuß für die
Innere Mission . Gustav Holmar Claußen » ferner gegen den
früheren Vorsitzenden des Aufsichtsrats der Mühlheimer Bau -
genofsenschaft , Pastor Müller , und gegen die früheren Direk -toren der Baugenossenschaft in Mülheim , Paul Jeppel undKocks.

Am Hochalppaß bei Hof Krumbach bei Warth (Vorarlberg )wurden vier Personen von einer Lawine verschüttet und ge -tötet . Es handelt sich um einen Nürnberger und drei Stutt -
garter Touristen .

Von der Cholerarpidemie wurden im Irak 2334 Menschenbetroffen , wovon 1445 gestorben sind . In Bassorah selber findvon 1119 Eholerakranken 599 Personen verschieden

Aelteftenrat am 12 . Januar
Präsident Lobe hat den Ältestenrat deS Reichstags für

Dienstag , den 12. Januar , 11 Uhr vormittags einberufen , umeine Entscheidung über den " neuen Antrag der Kommunisten
auf vorzeitige Reichstagseinberufnn » herbeizuführen .

Angesichts der schwebenden und bevorstehenden inlcrnatio -nalen Verhandlungen dürfte sich auch diesmal keine Mehr -
heit für die kommunistische Forderung finden , das Parlamentvor dem 23. Februar einzuberufen .

Die Lohntarife in de« französischen Kohlenbergwerken wur»den von den Arbeitgebern mit Monatsfrist gekündigt. Di »
Gewerkschaften haben den Ministerpräsident Laval um seineVermittlung ersucht .

Bs ^cMsc ^ er Teil
Gnadenbeweise

Tätigkeit des Justizministeriums in Gnadensachen
im Jahre 1931

Die Pressestelle beim Staatsministerium teilt mit :** Im Jahre 1931 hat das Justizministerium 3920 Gnaden¬
sachen gerichtlich bestrafter Personen erledigt . Gnadenerweis «
ergingen 1940 ; darunter befindet sich eine größere Zahl von
Gnadenakten , die ans Anlaß des Weihnachtsfestes ausgespro -
chen worden sind . Von den Gnadenerweisen lauten 725 auf
bedingte Strafaussetzung — Strafaufschub oder Strafurlaub
unter Setzung einer Bewährungsfrist —, 172 auf völligen oder
teilweisen Erlaß von Strafen , 221 auf Anordnung der be-
schränkten Auskunft aus dem Strafregister oder auf Tilgungvon Strafregistereinträgen , 387 auf sonstige Gnadenakte
(Strafumwandlung , Nachlaß von Nebenstrafen , einfacher
Strafaufschub oder Strafurlaub , Gewährung von Teilzahlungbei Geldstrafen usw . ) . Abgelehnt wurden 1971 Gnadengesuche .

Zu den in der Ministerialinstanz gewährten Gnadenerwei -
fen kommt noch eine größere Zahl bedingter Strafausfetzun -
gen und Strafnachlässe , welche die Gerichte auf Grund der
ihnen erteilten Ermächtigung im vergangenen Jahre bewilligt
haben . Ihre genaue Zahl kann zur Zeit nicht angegebenwerden , da die statistischen Übersichten über den Geschäfts -
stand der Gerichte im Jahre 1931 noch nicht vorliegen . Sie
wird aber kaum hinter der Zahl der im Jahre 1930 von den
Gerichten ausgesprochenen Gnadenerweisen zurückstehen , die
4498 Fälle betragen hat .

Gchnlovdnnns
füv die Höheren Lehranstalten
Von der Pressestelle beim Staatsministerium wird mit -

geteilt :
** Der Minister des Kultus und Unterrichts hat zum Voll -

zug des § 18 Absatz 3, 4 und 5 der Verordnung vom 17. Sep -
tember 1931 , Schulordnung für die Höheren Lehranstalten ,u . a . folgendes bestimmt :

Die Gesamtnote (Durchschnittsnote ) wird aus den Note »sür die einzelnen Lehrgegenstände ermittelt , aver nicht insZeugnis eingetragen . Die Durchschnittsergevuiffe bis ein -schließlich 3,5 haben als Gesamtnote 3 zu gelten .Der Ausgleich der Note 5 durch die Rote 2 oder 1 darf nureinmal vorgenommen werden .Das Abgangszeugnis (§ 18 Absatz 5) ist mit dem Vermerkzu versehen : „Hct die Obersekunda mit Erfolg besucht. "Schüler , deren Durchschnittsnote unter 3,5 bleibt , und fol-chen , die weMn ungenügender Leistungen nicht versetzt wer -den , steht es frei , die Klasse O II einmal zu wiederholen .(Vgl . J 19 Absatz 1 der Schulordnung .) Die Zulassung sol-cher Schüler zu einer Prüfung zwecks Aufnahme in dieKlasse II I ist nach dem Schlußsatz des § 19 Absatz 2 derSchulordnung ausgeschlossen .
Schüler , die nicht nach 151 versetzt werde » , können frühe -stens nach Ablauf von zwei Jahren nach Erlangung des Ab-gangszeugnisses über den erfolgreichen Besuch der Ober -jekunda (8 18 Absatz 5) zu einer Reifeprüfung für Schul -fremde zugelassen werden .
Schüler , die sich nach prwater Vorbereitung für die Auf -nähme in die Klasse II I oder O I melden , haben sich einerschriftlichen und mündlichen Aufnahmeprüfung zu unterziehen .Sofern das Gesamtergebnis der Prüfung nicht mindestensdie Durchschnittsnote 3,5 ergibt , ist die Aufnahme zu versagen .Eine probeweise Aufnahme kann in der Regel nicht zugelas -sen werden .
8 18 Absatz 3 Satz 1 findet auf die Schüler der Klafft Q . IIAnwendung . Ein Ausgleich der ungenügenden Note ist nichtmöglich. Ein Abgangszeugnis (§ 18 Absatz 5) darf den inBetracht kommenden Schülern nicht ausgestellt werden .

^ ludevzustbüsse ,
tvttwen - und Waisenrenten

Die Pressestelle beim Staatsministerium teilt mit :
Auf Grund der Vierten Verordnung des Herrn Reichs »Präsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen vom8 . Dezember 1931 werden vom 1 . Jannar 1932 an Kinder -zuschüsse und Waisenrenten über das 15. Lebensjahr hinaus

nichts mehr gewährt , und zwar auch dann nicht, wenn die über15 Jahre alten Kinder sich noch in Schul - oder Berufsausbil -dung befinden oder wegen körperlicher oder geistiger Gebre -chen außerstande sind, sich zu erhalten . Die Zahlungen dieserWaisenrente » und Kinderzuschüsse wurden bereits auf End «Dezember 1931 eingestellt .
Auf den gleichen Zeitpunkt mußten auch die Witwenrentenin Wegfall gebracht werden , die auf Grund des Gesetzes vom12. Juli 1929 bewilligt wurden , das sind die Renten von Wit -wen solcher Versicherten , die am 1 . Januar 1912 bereits ver -storben oder die an diesem Tage dauernd invalide waren undvor dem 1 . Januar 1923 verstorben sind , ohne die Erwerbs -fähigkeit wieder erlangt zu haben .
Anträge auf Weiterzahlung können auf keinen Fall berück-sichtigt werden , da Ausnahmen von diese » Vorschriften nichtzugelassen sind.

« vste juristische Staatsprüfung
im Srühiahr 1932

** Der Beginn der diesjährigen Frühjahrsprüfung d«rRechtskandidaten ist auf Mittwoch , den 2. März 1932 in Au « -licht genommen . Anmeldungen zu dieser Prüfung sind in derZeit vom 1 . bis 21 . Februar d. I . in der vorgeschriebenenForm beim Justizministerium einzureichen .
» I



& ium « awviwte « aus Vöde «
Das Hochwasser in Baden
Neue Hochwafferkataftrspbc bei Stcht

Der gemeldete Tammbruch an der Kinzig bei KM hat sich
zu einer neuen Hochwasserkalastrophc ausgewirkt , die das
ganze Gebiet östlich von Kehl bis nach Auenheim betroffen
hat . Im Laufe des Abends ergossen sich erneut durch die
Bruchstelle des Kinzigdammes ungeheure Wassermengen in
das neue Kinzigbett , das die Wassermassen nicht mehr fassen
konnte und rasch überflutet war . Gegen 10 Uhr abends dran -
gen am Montag die Fluten in das Dorf Auenheim ein . Bald
stand das ganze Neudorf einen halben Meter unter Wasser .
Stellenweise mußten die Ställe vom Vieh geräumt werden .
Da sich die Wassermengen am alte » Kinzigdamm stauten ,
stand auch das Oberdorf , das seit Menschengedenken nicht mehr
vom Hochwasser bedroht war, ' in Gefahr , uön rückwärts über -
flutet zu werden . Die Sturmglocke wurde geläutet und die
über 2000 Einwohner des Ortes Auenheim zur Hilfeleistung
aufgerufen . Das neue Wasserwerk der Gemeinde war völlig
überflutet . Die Wasserleitung konnte nur durch ständiges
Pumpen intakt gehalten werden . Steine , Faschinen und Kies
wurden angefahren , um durch das Auswerfen eines Dammes
das Dorf zu retten . Bald war das ganze Dorf völlig abge -
schnitten und ragte wie eine Insel aus den Fluten hervor .
Das von unzähligen Pechfackeln beleuchtete Katastrophenfeld
bot ein schauerlich schönes Bild . An dem ■■durchbrochenen
Bahndamm wird unermüdlich gearbeitet , um den Verkehr wie -
der aufnehmen zu können . Das Wasser hat an den Arbei¬
ten der Kinzigverlegung und auf den Fluren unermeßlichen
Schaden angerichtet , der in seiner ganzen Größe noch nicht
übersehen werden kann .

Keine Hochwassergefahr für den Rhein
Die Flutwelle des Rheinstroms , die am Montagvormittag

Kehl erreichte, ist an , Nachmittag in Maxau angelangt . Das
Wasser ist auf annähernd 6 Meter gestiegen . Es besteht je -
doch ebenso wie in Kehl und Breisach keine Überschwemmung ^ -

gesahr .
*

DZ . Heidelberg , 5. Jan . Die Baugruben der Neckarkanal .
Staustufen Rockeuau und Hirschhorn find in der vergangenen
Nacht wieder vollgelaufen . Das bringt bekanntlich jedesmal
eine Arbeitsruhe von 8— 10 Tagen .

DZ . Marxzell (Amt Ettlingen ) , 4 . Jan . In der früheren
Villa Speemann brach Feuer aus . Das gegenwärtig nnbe -
wohnte Anwesen , dem Versicherungsinspektor Wilhelm Bayer
in Karlsruhe gehörig , ist bis auf die Umfassungsmauern nie -
dergebrannt . Auch einiges Mobiliar ist in Flammen aufge -
gangen . Als Ursache wird Brandstiftung angenommen . Un -
ter dem Verdacht der Täterschaft ist noch gestern abend Bayer
festgenommen worden . Staatsanwaltschaft und Beamte des
Landespolizeiamts haben sich heute morgen an die Brandstelle
begeben .

iSNB . Schopfheim , 4. Jan . Auf der Straße zwischen
Schopfheim und Raitbach fuhr ein mit 8 Personen besetzter
Bobschlitten unweit des Bahnübergangs gegen einen Tele -
graphenmast . Drei Personen , eine Frau von 30 Jahren , zwei
Mädchen von 12 und 10 Jahren , erlitten schwere Knochen -
Iirüche. Der Zustand des 12jährigen Mädchens , das einen

"
Schädelbruch erlitt , ist lebensgefährlich . Die übrigen fünf
Personen kamen unverletzt bzw . mit unbedeutenden Schürf -
wunden davon .

Wetterbericht der Badischen Landeswetterwarte Karlsruhe
vom Dienstagmorgen : Die Zufuhr maritimer Luft nach Mit -

teleuropa dauert an , jedoch haben die Niederschläge unter dem
Einfluß hohen Druckes über Südeuropa nachgelassen . Wir
rechnen auch für morgen mit Fortdauer der milden Witte -

rung . — Borausfage : Fortdauer der milden Witterung , bei
westlicher Lustzufuhr vielfach wolkig , höchstens vereinzelte
Niederschläge . ^

Wasserstände . Waldshut 244 minus 40 , Basel 65 minus 28,
Schusterinsel 125 minus 30, Rheinweiler 108 minus 23, Kehl
810 plus 58 , Maxau 505 plus 84, Mannheim 429 plus 139,
Canb 277 plus 102.

Sandel und Wirtschaft
Devisennotierungen der Reichsbank

«Amtlich)

Amsterdam 100 G
Kopenhagen 100 Kr
Italien . . 100 L .
London . 1 Psd .
New Jork . 1 D .
Baris . . . 100 Fr .
Schweiz • • 100 Fr .
Wien 100 Schilling
Prag . . . . 100 Kr .

6. Januar
(Selb . Bri«>

169 .13
78 .32
21 .33
14 .16
4 .209
16.52
82 .12
49 .95
12 .47

169 .47
78 .48
21 .37
14 .20
4 .217
16 .56
82 .28
50 .05
12 .49

4
« «I»

168 .98
78 .42
21 .28
14. 18
4 .209
16.51
82 .12
49 .95
12 .47

Januar
» ritt

169 .32
78 .58
21 .32
14 .22
4 .217
16 .55
82 .28
50 .05
12 .49

Por dem Abschluß der Zinsberatungen . Wie aus Berlin
gemeldet wird , haben die Verhandlungen zwischen den ^ pü -

zenverbänden der Geldinstitute und dein Bankenkommissar
über die neuen Zinssätze zu einer Einigung in den Haupt -

fragen geführt ; nur noch einige Teilsragen müssen geregelt
werden . Es ist ein Rahmenvertrag für die Behandlung sowohl
der Haben - als auch der Sollzinsen und der Provisionen auf -

gestellt worden , der den einzelnen Verbänden des Geldgewer -
big zugeleitet worden ist. Unmittelbar nach der Genehmi -

gung dieses Rahmenvertrages durch die Verbände wird der

vorgesehene Zentrale Kreditausschuß zum erstenmal zusam¬
mentreten , um dann üöer die Höhe der » ätze im einzelnen
zu beschließen . Mit der Veröffentlichung des Zinssenkungs -

Vertrages ist Ende der Woche zu rechnen .
Auch die oberfchlefische Steinkoble um 10 Prozent gesenkt .

Da im Zusammenhang mit den Senkungen der Steinkohlen -

preise verschiedentlich irrtümliche Auffassungen über die

Herabsetzung der Steinkohlenpreise aufgetaucht sind , legt der
Preiskommissar Wert aus die Feststellung , daß das oberschlesi -

sche Steinkohlensyndikat ebenso wie das westfälische zum 1 .
- Januar 1982 die Preise um 10 Prozent gesenkt hat .

©

Vi Gurgle trocken . . . mit

ti
j««zt 90 » . 45 Pf .

schützt Dich alte Jahr

vor Erkältung und Katarrh !

Staaisanzeige »!
Bekanntmachung

Rr . 118 399: Winterhilfsmaßnahme der Reichs -
regier «» « zur Verbillig « » « von
Kohle für die hilfsbedürftige Be -
»ölternng .

I . An die Herren Landräte .
Im Rahmen der Winterhilfe stellt die Reichsregierung Mit -

tel zur Verfügung , durch die der hilfsbedürftigen Bevölke -
rung für die Monate Januar bis März der Bezug von Kohle
zu verbilligten Preisen ermöglicht werden soll.

1. Die Verbilligung erfolgt auf Grund eines von der
Reichsregierung herausgegebenen Bezugsscheins , der nicht
übertragbar ist.

L . Empfangsberechtigt sind :
a ) die Hauptunterstützungsempfänger der Arbeitslosen -

Versicherung ,
d ) die Hauptunterstütznngsempsänger der Krisenfürsorge ,

zu » und b : soweit Familienzuschläge gezahlt wer -
den ,

c> die von der öffentlichen Fürsorge laufend als Haupt -
unterstützte in offener Fürsorge unterstützten Per -
sonen ,

d ) Empfänger von Zusatzrente nach dem RVG . , soweit
sie ausschließlich auf Rente und Zusatzrente nach dem
RVG - angewiesen sind,
zu c und d : soweit sie einen eigenen Haushalt führen .

Die Empfänger von Kiirzarbeiterunterstützung können
an der Verbilligung nicht teilnehmen .

5 . Bezugsstellen für die verbilligte Kohle sind alle Kohlen -
Verkaufsstellen , die sich bereit erklären , den Bezugsschein
in Zahlung zu nehmen und den sonstigen in diesem Erlaß
gegebenen Vorschriften zu entsprechen .

Die Verkaufsstellen sind durch Aushang kenntlich zu
machen .

Die Fürsorgeverbände haben dafür Sorge zu tragen ,
daß die für den Verkauf von Kohlen in Betracht koin-
Menden Gewerbetreibenden und die beteiligten Volk« -
kreise rechtzeitig in geeigneter Weise von der Maßnahme
Kenntnis erhalten .

4. Jeder Berechtigte kann monatlich 2 Zentner verbilligter
Kohlen erkalten . Der verbilligte Preis muß 30 ärf un¬
ter dem Tagespreis oder , sofern für Unterstützungs¬
empfänger durch Preisnachlässe der Kohlensyndikate und
des Groß - und Kleinhandels sowie durch Frachtermäßi¬
gungen oder durch Ermäßigungen auf Kosten des Für -
lorgeverbandes bereits Preisverbilligungen erzielt sind,30 Ji/if unter diesen verbilligten Preisen liegen .

Die Verbilligung von 30 Reichspfennigen muß in vol -
lem Umfange den Unterstützungsempfängern zngnte
kommen .

6 . Die Ausgabe der Bezugsscheine erfolgt für die Haupt -
Unterstützungsempfänger der Arbeitslosenversicherung und
der Krisenfürsorge durch die Arbeitsämter , für die von
der öffentlichen Fürsorge laufend unterstützten Personen
Much für die Wohlfahrtserwerbslosen ) und für die Emp -
fanger von Zusatzrente nach dem RVG - durch die Für -
sorgeverbände oder ' die von ihnen beauftragten Dienst -
stellen . Arbeitslose , die nebe » der Arbeitslosen - oder
>lri,enunterstützung zusätzlich lausend von der öffent¬
lichen Fürsorge unterstützt werden , erhalten die Bezugs -
scheine vom Arbeitsamt . Arbeitslose , die beim Arbeits -
amt unmittelbar vor der Aussteuerung stehen , erhalten
die Bezugsscheine ebenfalls vom Arbeitsamt , wenn ihnen
für die Woche, in die die Ausgabetage für biß Bezugs¬
scheine fallen , Arbeitslosen - oder Krisenunterstützung
noch zusteht .

Bei Arbeitslosen , die nach dem Ausgabetage des Ar -
bettsanrts aus Arbeitslosenversicherung oder Krisenfür -
sorge ausgesteuert sind Und dann nür noch in laufender
öffentlicher Fürsorge stehen, hat die Dienststelle der
öffentlichen Fürsorge davon auszugehen , daß der Aus -
gesteuerte den Bezugsschein vom Arbeitsamt bereits er -
halten hat .

Sofern von den Fürsorgeverbänden bereits Abmachun -
gen mit dem Großhandel über die Belieferung Silfsbe -
dürftiger mit Kohlen getroffen worden sind , können die
Bezugsscheine ausnahmsweise unmittelbar an den Groß -
Händler gegeben werden .

6. Die Abgabe der Kohlen beginnt mit dem 11 . Januar
1932 . Für die Monate Januar , Februar und März
wird je ein Bezugsschein mit je 2 Abschnitten zu je
einem Zentner ausgegeben ; beide Abschnitte sind für die
Dauer des Kalendermonats gültig , in dem der Bezugs -
schein ausgegeben ist. Die zur Ausgabe gelangenden
Bezugsscheine sind aus besonderem Wasserzeichenpapier
gedruckt.

Die Bezugsscheine müssen den Empfangsberechtigten
mit beiden Abschnitten ausgehändigt werden ; die Abtren ?
nung einzelner Abschnitte durch die ausgebenden Stellen
ist unzulässig .

Zum Empfang des Bezugsscheines sind alle unter 2 »
bis d genannten Personen berechtigt , die an den von der
Ausgabestelle festgesetzten Ausgabetagen sich in laufender
Unterstützung befinden . Personen , die am Ausgabetage
noch nicht zu dem unter 2 a bis 6 genannten Personen -
kreise gehören , können , wenn sie während der Gültig -
keitsdaner des Bezugsscheins in laufende Unterstützung
kommen , erst bei der Ausgabe des nächsten Bezugsscheins
berücksichtigt werden .

Die Ausgabestellen haben dafür Sorge zu tragen , daß
die Bezugsscheine rechtzeitig in die Hand der Empfangs -
berechtigten konunen . Eine Verwendung der Abschnitte
nach Ablauf der aufgedruckten Gültigkeitsdauer ist nn «
zulässig .

7 . Die Bezugsscheine sind Urkunden von wirtschaftlichem
Wert und deshalb sorgfältig aufzubewahren . Bei der
Abgabe ist die Sorgfalt anzuwenden , welche die Verwal -
hing öffentlicher Mittel erfordert . Wenn auch nach Um -
sang und Zweck der Hilfe eine individualisierende Für -
sorge nicht möglich ist, müssen doch die allgemeinen Vor -
aussetzungen für den Bezug geprüft werden . Der Be -
zugsschein ist zu versagen , wo ein Bedürfnis offensichtlich
nicht vorliegt oder die mißbräuchliche Verwendung mit
Grund zu besorgen ist.

8 . Die Abschnitte des Bezugsscheins werden bei den durch
Aushang kenntlich geniachten Kohlenverkaussstellen in
Zahlung gegeben . Bei der Abgabe der Kohlen trennt
der Kohlenverkäufer je nach der Menge der gelieferten
Kohlen einen oder beide Abschnitte ab ; die Abschnitte
hat er durch Aufdruck seines Firmenstempels unter Hin -
zusügung des Datums zu entwerten . Der Kohlenver -
känfer liefert die gesammelten Abschnitte in der Zeit vom
25 . des Ausgabemonats bis zum 5 . des nächsten Monats
an die ihm vom Bezirksamt bzw . der Bezirksfürsorge -
stelle bekanntgegebene Kassenstelle ab . Die Kassenstelle
erstattet ihm den Betrag , der der Anzahl der abgelieser -
ten Abschnitte entsvricht , und bewahrt die Abschnitte zu -
sammen mit der Quittung der Kohlenverkaufsstelle als
Rechnungsbelege aus . Nach dem Verfalltage abgelieferte
Abschnitte können nicht mehr beglichen werden .

9 . Das Bezirksamt stellt innerhalb einer Woche nach Ab¬
lauf der dem Kohleuverkäufer gesetzten Ablieferungsfrist

eine von einem Rechnungsbeamren geprüfte und als ti <&
itg bescheinigte Nachweisung über die den einzelnen Per ,
kaufern gezahlten Beträge ans . Diese Nachweisung ha !
dem mit Runderlaß vom 17 . Dezember 1931 Nr . 115 404
„Verbilligung von Frischfleisch " übersandten Muster 3 zu
entspreche « und ist mir erstmals bis zum 10. Februa ,
1932 ,n doppelter Fertigung einzureichen .

10 Stück Kohlen - Reichsbezugsscheine werden so recht-
zeitig übersandt werden , daß ihre Ausgabe noch vor dem
11 . Januar 1932 «siehe Ziffer 6) erfolgen kann

11 . Die Ausgabetage sind von den Ausgabestellen zu bestim -
men und geeignet bekanntzumachen .

Die Ausgabe der Kohlengutscheine erfol » ! zweckmäßig
zu,ammen mit den Fleischgutscheinen für die Zeit vom
11 . Januar bis 6. Februar 1932.

12. Die nicht verbrauchten Jaiiuar - Kohlenscheine sind inner -
halb 6 Tagen nach dem letzten Ausgabetag <siehe Zis .
fer 11 Abs . 1 ) , also bis längstens 6. Februar 1932, von
den Bezirksämtern mit einer dem mit Runderlaß vom

® e<sember 1931 Nr . 115 404 „Verbilligung von Frisch¬
fleisch ubersandten Muster 1 entsprechenden Nachwei .
sung hierher vorzulegen . Die Bezirksämter haben hier -
für Sorge zu tragen , daß sie vom Gemeindeverband und
den Gemeinden ihres Bezirks rechtzeitig in den Besitz
der erforderlichen Unterlagen gelangen .

13 . Vorschüsse in Höhe des voraussichtlich entstehenden Be -
darfs für einen Monat werden baldmöglichst auf das ,
Postscheckkonto der Bezirksfürsorgestelle überwiesen . Es
ist dafür Sorge zu tragen , daß die Mittel nicht, auch
nicht vorübergehend , für andere Zwecke verwendet werden .

II . Nachricht hiervon den Herren Oberbürgermeistern der
16 verbandsfreien Städte mit dem Ersuchen um entsprechen¬
des Verfahren .

Karlsruhe , den 30. Dezember 1931 .
Der Minister des Innern .

M a i e r .

Auf Grund des § 1 der Verordnung vom 26. Juli 1919
(GVBl . 427 ) sind für das Jahr 1932 zur Veröffentlichung der
Bekanntmachungen der badischen Justizbehörden auf dem Ge -
biete der Rechtspflege die nachstehend aufgeführten Zeitungen
bestimmt worden :

I . Bekanntmachungen des Oberlandesgerichts :
Karlsruher Zeitung .

II . Bekanntmachungen der Landgerichte .
1 . Konstanz : Konstanzer Zeitung .
2 . Waldshut : Der Albbote in Waldshut .
3 . Freiburg : Freiburger Zeitung .
4 . Offenburg : Offenburger Zeitung .
5 . Karlsruhe : Residenzanzeiger .
6 . Mannheim : Mannheimer Tageblatt .
7. Heidelberg : Pfälzer Bote .
8 . Mosbach : Mosbacher Bolksblatt .

III . Bekanntmach, »igen der übrigen Justizbehörden in den
Amtsgerichtebezirken :

a ) des Landgerichtsbezirks Konstanz :
1 . Konstanz : Die Konstanzer Zeitung , Konstanz .
2 . Donaueschingen : Das Donaueschinger Tageblatt .
Z. Engen : Der Hegauer Erzähler , Engen .
4 . Meßkirch : Das Hellberger Volksblatt , Meßkirch .
5. Singen a . H . : Die Oberländer Zeitung , Singen .
6 . « tockach : Das Stockacher Tagblatt .
7. Villingen : Das Villinger Volksblatt .
8 . Pf Ullendorf : Der Pfullendorfer Anzeiger .
9 . Radolfzell : Die Freie Stimme , Radolfzell .

10 . Überlingen a . S . : Der Seebote , Überlingen a . See .
d ) des Landgerichtsbezirks Waldshut : :

1 . Waldshut : Der Albbote in Waldshut .
2 . St . Blasien : Der Albbyte in Waldshut .
3 . Bonndorf : Die Schwarzwälder Zeitung in Bonndorf .
4 . Säckingen : Das Säckinger Tagblatt .
5 . Schopfheim : Das Markgräfler Tagblatt in Schopfheim .
6 . Schönau : Wiesentäler Nachrichten in Schönau .

c ) des ; La n d g eri cht sb e z i r ks Freiburg :
1 . Freiburg : Freiburger Zeitung .
2 . Breisach : Breisacher Zeitung .
3 . Emmendingen : Breisgauer Nachrichten in Emmendingen .
4 . Ettenheim : Ettenheimer Zeitung .
5. Lienzingen : Kenzinger Wochenblatt .
6 . Lörrach : Oberländer Bote in Lörrach .
7 . Müllheim : Markgräfler Nachrichten in Müllheim .
8 . Neustadt : Hochschwarzwald (Echo vom Aochsirst) in Reu »

stadt .
9 . Staufen : Staufener Tagblatt .

10 . Waldkirch : Waldkircher Volkszeitnng .
6 ) L a n d g e r i ch t s b ez i r k Offenburg :

l . Ofsenburg : Offenburger Zeitung .
2 . Achern : Badische Nachrichten in Achern.
3 . Bühl : Der Acher- und Bühler Bote in Bühl .
4 . Gengenbach : Schwarzwälder Post in Zell a . H.
6 . Kehl : Kehler Zeitung .
6 . Lahr : Lahrer Zeitung .
7 . Oberkirch : Renchtalzeitnng in Oberkirch .
8 . Triberg : Triberger Bote .
9 . Wolf ach : Der Kinzigtäler in Wolfach.

e.) Landgerichtsbezirk Karlsruhe : ■
1 . Karlsruhe : Residenzanzeiger in Karlsruhe .
2 . Baden -Baden : Badener Tagblatt .
3 . Bretten : Brettener Tagblatt .
4 . Bruchsal : Bruchsaler Zeitung .
5 . Durlach : Durlacher Tagblatt .
K. Ettlingen : Mittelbadischer Kurier in Ettlingen .
7. Gernsbach : Rastatter Tageblatt in Rastatt .
8 . Pforzheim : Pforzheimer Freie Presse .
9 . Philippsburg : Bruhrainer Bote .

10 . Rastatt : Rastatter Tageblatt .
k) Landgerichtsbezirk Mannheim :

1 . Mannheim : Mannheimer Tageblatt .
2 . Schwetzingen : Schwetzinger Zeitung .
3 . Weinheim : Weinheimer Anzeiger .

8 ) Landgerichtsbezirk Heidelberg :
1 . Heidelberg : Pfälzer Bote in Heidelberg .
2 . Eppingen : Eppinger Zeitung .
3 . Sinsheim : Sinsheimer Landbote .
4 . Wiesloch : Wieslocher Zeitung .

h ) Landgerichtsbezirk Mosbach :
1 . Mosbach : Mosbacher Volksblatt .
2 . Adelsheim : Bauländer Bote in Adelsheim .
3 . Boxberg : Der Odenwälder in Buchen .
4 . Buchen : Buchener Volksblatt .
5 . Eberbach : Eberbacher Zeitung .
6 . Reckarbischossheim : Waibstadter Zeitung in Waibstadt .
7 . Tauberbischofsheim : Tauber - und Frankenbote in Tau -

berbischofsheim .
8 . Wertheim : Wertheimer Zeitung .
Karlsruh e . den 31 . Dezember 1931 .

Ter Justizminister :
Dr . Schmitt .
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Die Vüvgevfieuev für 1931

V . (Schluß )
V . Wer verwaltet die Bürgersteuer ?

Die Bürgerstcuer wird von den Gemeinden verwaltet , ins -
besondere soweit sie nicht im Wege des Lohnabzugs entrichtet
wird , von de» Gemeinden angefordert und eingehoben .

Die Finanzämter wirken an der Bürgersteuer 1931 nur in
zwei Beziehungen mit : nämlich einmal dadurch , daß sie die
bei ihnen vorhandenen Unterlagen über das Einkommen und
— sowtit erforderlich — über das Vermögen der Steuer -
Pflichtigen den Gemeinden zur Verfügung zu stellen haben
und weiter insofern , als ihnen die Außenkontrolle bei den
Arbeitgebern über die richtige Einbehaltung und Ablieferung
der Bürgersteuer obliegt . Wegen Wahrung des Steuer -
geheimnisies über die den Gemeiitdebeainten und -angestell -
te» auf diesem Weg bekanntwerdenden Verhältnisse der Steuer -
Pflichtigen haben die Gemeinden die erforderlichen Borkehrun -
gen z » treffen .

VI . Sondervorschriften .
Ehegatten — Änderung der Einkommensgrundlage — Rechts -

mittel — Strafvorschriften — Haftung .
Bei Ehegatten , die nicht dauernd voneinander getrennt le -

ben , wivd die Bürgersteller von beiden Ehegatten zusammen
a »lgefordert . Wird sie durch Lohnabzug entrichtet , so erfolgt
die Anforderung für beide Ehegatten nur auf der Steuerkarte
des Ehemannes . Verläuft die Betreibung gegen den Ehe -
mann fruchtlos , so ist die Bürgersteuer für beide Ehegatten
nachträglich von der Ehefrau anzufordern und einzuziehen .
Ist der Ehemann von der Steuer befreit , so gilt dies (bei nicht
dauernd voneinander getrennt lebenden Ehegatten ) auch für die
Ehefrau . Stirbt ein Ehegatte , so hat der überlebende Ehe -
mann die Bürgersteuer an den auf den Tod folgenden Fällig -
keitstagen nur noch nach dem Steuersatz zu entrichten , der nach
dem Einkommen beider Ehegatten für ihn allein maßgebend
wäre , die überlebende Ehefrau nur nach der Hälfte dieses
Satzes . Die Anforderung der Steuer ist gegebenenfalls ent -
sprechend zu berichtigen oder zu ergänzen .

Beispiel : Zu Lebzeiten beider Ehegalten hatte der Ehe -
mann bei einem Jahreseinkommen (der Ehegatten zusammen )
von 7000 RM . und in einer Gemeinde , die den dreifachen
Mindestsatz erhebt , 36 -j - 18 = 54 NM . zu entrichten ; nach
dem Tode der Ehefrau dagegen nur noch die entsprechenden
Teilbeträge aus 36 RM . ; falls der Ehemann gestorben wäre ,
kämen für die überlebende Ehefrau nur noch die entsprechen -
den Teilbeträge aus 18 RM . in Frage .

Ist eine Ehefrau am 10. Oktober 1931 » och nicht 29 Jahre
alt gewesen , so ist sie von der Bürgersteuer befreit , von ihr
darf daher eine Steuer nicht angefordert werden . Wird , wie
dies der Regel entspricht , die Steuer vom Ehemann ange -
fordert , so ist nicht das Einundeinhalbfache , sondern nur das
Einfache der Steuer anzufordern . In Fällen , in denen dies
übersehen worden ist, hat die Gemeinde die Anforderung zu
berichtigen und dem Arbeitnehmer zu diesem Zweck gegebenen -
falls eine Bescheinigung darüber auszuhändigen , die dieser
dem Arbeitgeber (oder gehaltzahlenden Kasse) vorlegen mutz.

Für die Rechtsmittel und das Rechtsmittelverfahren gelten
die landesrechtlichen Vorschriften .

Wird die Einkommensteuerveranlagung infolge Berichtigung ,
Rechtsmittelentscheidung oder dergleichen geändert und dadurch
auch eine Änderung oder Ermäßigung der Bürgersteuer be-
gründet , so ist die Anforderung der Bürgersteuer zu berich-
tigen , eine Erhöhung aber nur , wenn sie auf mehr als eine
Stufe sich erstreckt.

Für die Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen die Bür -
gerstener gelten die strafreästlichen Borschriften der Reichs -
abgabenordnung .

Soweit die Bürgersteuer durch Einbehalten eines Lohnteils
zu entrichten ist , haftet der Arbeitgeber für die von ihm ein -
zubehaltenden B eträge .

Reichsbund der oberen Beamten
Der Reichsbund der Amtmänner hat sich auf seinem letz -

ten Bundestag aufgelöst und eine neue Organisation , den
„Reichsbund der oberen Beamten " ins Leben gerufen . Dieser
Vorgang ist nicht überraschend gekommen ; er geht hauptsäch -
lieh auf die starke Unzufriedenheit zurück , die in weiten Krei -
sen der oberen bzw . gehobenen mittleren Beamtenschaft vor¬
handen ist . Die Unzufriedenheit stützt sich vor allem auf die
Auffassung , datz die Fragen der Vorbildung (Abiturreife ) und
der AintSbezcichnnng nicht entschieden genug vom DBB . ver -
treten worden seien und datz auch die Forderung einer so-
zialen Staffelung der Gehaltsabzüge nicht vertreten werden
konnte .

Der Reichsbund der Amtmänner war ein loses Gebilde ,
eine Interessengemeinschaft oder Arbeitsgemeinschaft für be-
sondere standespolitische Angelegenheiten der gehobenen mitt -
leren Beamtenschaft . Durch diese Organisationsform erga -
ben sich zahlreiche Hemmungen und darum schien nach Mei -
nung des R . d . A . eine Umwandlung in eine feste Orgaiii -
sation erforderlich .

Dienstkleidung der gelohnter
Der badische Minister des Innern hat am 19. Dez .

1931 Nr . 111748 dem Verband der Gemeindebeamten und
-angestellten Badens folgendes mitgeteilt :

„In Übereinstimmung mit dem -städteverband . dem Städte -
bund sowie dem Verband badischer Gemeinden bin ich der
Meinung , datz ein hinreichendes Bedürfnis für eine Unifor -
mierung der Feldhüter gegenwärtig nicht vorliegt ; es genügt ,
wenn diese eine einheitliche Mütze erhalten , an der die badische
Kokarde anzubringen ist.

Ich gebe anheim , im Benehmen mit der Fachgruppe der
Feldpolizei wegen der Form und Farbe der Mütze
binnen 6 Wochen Vorschläge zu machen . Hinsichtlich der
übrigen Kleidung der Feldhüter soll den Gemeinden wie bis -
her freie Wahl gelassen werden , jedoch mit der Matzgabe , datz
sie sich zur Vermeidung von Unznträglichkeiten in Farbe ,
Schnitt und Abzeichen in deutlich erkennbarer Weise von der
Dienstkleidung der staatlichen Forstschutzbeamten unterschei -
den mutz . Die bisherige Kleidung kann aufgetragen werden .
Bei künftiger Nichtbeachtung der Bekleidungsvorschrift soll ge -
mätz § 7 Abs . 4 GO . vorgegangen werden .

Die Gemeindeverbände sind benachrichtigt . Ein weiteres
Benehmen mit diesen wird anheimgegeben .

"

« aMchüAtthe Gehaltszahlung in Vaden
Auf Grund der Artikel 55 und 56 der Haushaltsnotverordnung vom 9 . Oktober 1931 wird die Zahlungsweise der Dienstbezüge derBeamte « , der Nuhegehaltr , Hinterbliebenen - und Nnterstiitzungsbezllge , sowie der Bezüge der Beamten während der Probei >ie»stj«tt,mit dem Jahr 1932 beginnend , umgestellt wie folgt :
Es iverden nunmehr gezahlt :

für den Monat Januar 1932 am 2. Januar mit 50 v . H. und anl 12. Januar mit 50 v . H.
„ „ Februar I . Februar 50 13. Februar 50 ..n Marz „ 1. März 50 16. Man 50 „
„ „ „ April H n 1 . April 50 n 18. April 50 ..n Mai H 2. Mai 50 20 . Mai 50 ..
„ „ M Juni 1 . Juni 50 22 . Juni n 50 ..„ „ „ Juli „ 1 . Juli H 50 n 23 . Jnli 50 „„ „ „ August 1 . August m so n n 26. August „ 50 „
„ „ „ Sept . 1 . Sept . 50 n 28. Sept . 50 ..Oktober 1 . Oktober 50 . n M 29. Oktober 50 „Nov . 2. Nov . 50 n 30. Nov . 50 „„ „ „ Dez . „ „ 1 . Dez . 50 M 31. Dez . „ 50 ..„ „ Januar 1933 2 . Januar 45 31 . Januar

28. Februar
55 ..„ Februar 1 . Februar 40 60 ..März 1 . März u 35 w 31 . März «5 ..„ April I . April m 30 29 . April H 70 ..Mai }r I . Mai 25 31 . Mai H 75 ..„ „ Juni „ 1 . Juni 20 n 30 . Juni 80 „

„ „ „ Juli „ „ 1 . Juli 15 „ n 31 . Juli 85
„ „ „ August „ „ 1 . August 10 „ „ 31 . August n 90 ..„ „ „ Sept . „ „ 1 . Sept . 5 , „ 30 . Sept . 95 ..„ „ „ Okt. „ 31 . Okt. 100 „ des Gesamtmonatsbezugs und in der

Die Bezüge der Beamte « im Borbereitungsdienst und der « «gestellte » sollen wie folgt gezahlt werden :
für den Monat Januar 1932 am 16. Januar mit SV v . H . und an » 26 . Januar ,nit 30 v . H.

n Februar n 16. Februar 50
„ „ März „ 16. März 50„ Slpril 16. April 45
„ Mai 17 . Mai n 40

Juni 16. Juni H 35
Juli „ „ 16 . Juli M 30
August „ 16 . August m 25
Sept . „ „ 16 . Sept . 20

u Okt. 17 . Okt. 15
Nov . M 16 . Nov . 10„ „ „ Dez . „ „ 16. Dez. 5

ff „ Januar 1933 ft 31 . Januar „ 100

27 . Februar
30 . März
30 . April
31 . Mai
30. Juni
30 . Juli
31 . August
30 . Sept .
31 . Okt.
30 . Nov .
30. Dez .

50
50
56
60
65
70
75
80
85
90
95

_ .. „ .. des Gesamtmonatsbezugs und in der
Folge am letzten Werktag des Monats je in vollem Monatsbetrag .

Diese Zahlungsweise gilt auch für die Gemeinden ( Gemeindeverbände ) und die sonstigen der Laudesaufsicht unterstehenden Koro «»schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts .

Berichtigung zur BesoldungSberechnnngim Badischen Zentralanzeiger für Beamte
In dem 2. Beispiel der Besoldungsberechnung (Zentralanzei -

ger Nr . 51 vom 29. Dezember 1931) ist eine Verwechslung unter -
laufen insofern , als es in der zweitletzten Zeile statt 134,25 fflt
richtig 108,75 JM heißen mutz ; demzufolge ergibt sich bei der
Gegenüberstellung des Restbetrags von 131,22 Ml und des
Mindestbezugs von 108,75 Ml keine Unter - , sondern eine über -
schreitung des Mindestbezugs , so daß die Kürzung , wie vorge -
nommen , bestehen bleibt .

Im 3. Beispiel ist zu setzen:
Grundgehalt : 125,— M
Wohnungsgeldzuschutz : 18,— ,.

zus . 143,— m
davo n 6 + 4 + 9 = 19 V. H . ob = 27,17 M

verbleiben 115,83 Ml
die deil Mindestbezug von 107,50 Ml noch überschreiten , so daß
es bei der Kürzung von 27,17 Ml verbleibt .

Aus dem Programm
des Preisüberwachungskommissars

Gelegentlich der Ansprache , mit der sich der neue Reichs »
kommissar ^ für Preisüberwachung , Oberbürgermeister Dr.
Goerdeler , der Presse vorstellte , kam er auf die verschiedenen
Punkte zu sprechen , die einer gerechten Preisbildung ent -
gegenstehen können . Neben den Maßnahmen des Auslands
und der öffentlichen Hand ( Überlastung durch Abgaben aller
Art ) wies er auf die Bindungen hin , die von Kartellen und
Syndikaten einzelnen Wirtschaftsgruppen oder zwischen ihnen
geschaffen worden sind . Im weiteren können der Bildung
des gerechten Preises auch schlechter Wille entgegenstehen .
Hier werde , wo er angetroffen wird , rücksichtslos durchgegrif¬
fen . Das schärfste Mittel hierbei fei die Untersagung der
Fortführung des Betriebs . Schließlich falle eine wichtige
Mithilfe bei seinen Bestrebungen auch der deutschen Haus -
frau zu . Dazu führte Dr. Goerdeler weiter aus :

Viele Menschen scheuen sich, aus einem Laden herauszu -
gehen , ohne einen Einkauf getätigt zu haben , selbst wenn
ihnen die Ware oder der Preis nicht zusagt . Die Folgen
solcher Torheit muß sich jeder selbst zuschreiben . Kein ver -
ständiger Kaufmann wird die Höflichkeit einem Kunden gegen -
über vergessen , wenn dieser seinen Laden verläßt , ohne ge-
kauft zu haben . Er wird das aber bedauern und den Ur -
fachen nachforschen . Das soll er auch, dazu ist der Weit -
bewerb der freien Wirtschaft da . Die Hausfrau soll aber auch
Güte und Preis prüfen . Um ihr das zu erleichtern , werde
unverzüglich angeordnet , daß in Schaufensterläden , auf den
Märkten und in Räumen , in denen täglicher Bedarf befrie -
digt wird , Preisverzeichnisse ausgehängt und die feilgebotenen
Waren mit Preisen versehen werden , soweit das nicht schon
örtlich geregelt ist.

Aus Gesetzgebung und Rechtsprechung
Leitung einer politischen Versammlung

Der Reichsdiszipliuarhof hat auf Grund eines Einzelfalles
eine weitere Erläuterung über die Auffassung von den Be -
amtenpflichten bei der höchsten Disziplinarinstanz gegeben . In
seinem Urteil — F . 8/31 — hat er gegenüber beiderseitigen
Berufungen die Verurteilung eines Beamten zu einem Ver -
weis und 100 Mi Geldstrafe gebilligt , der als Leiter einer
öffentlichen Versammlung jener Partei , deren Ortsgruppe er
als Vorsitzender angehört , es unterlassen hatte , beschimpfenden
Äußerungen eines Redners gegen die Regierung entgegenzu -
treten . Die Bestrafung erfolgte auch , weil der Beamte als
Leiter der betreffenden politischen Versammlung Beschimpfun -
gen ehemaliger und gegenwärtiger Minister nicht entgegen -

getreten sei, insbesondere nicht die Bezeichnung des Verstor»oenen Reichsaußenministers Stresemann als eines Reicheverderbers , dem noch im Grabe zu fluchen sei, geahndet habe .Der Reichsdisziplinarhof sagt ausdrücklich , daß Z 10, Abs. Zdes Reichsbeamtengesetzes allerdings nicht zutreffe , weil inder vom Angeschuldigten geduldeten Rede keine gegen den Be -
stand der Republik gerichtete Bestrebung zutage getreten sei.Dagegen , so sagt die höchste Disziplinarinstanz weiter , lieg :eme Verletzung der Pflicht zu achtungsvollem außerdienst .
Ilchen Verhalten , gemäß 8 10 des Reichsbeamtengesetzes , vor .Der Beamte dürfe sich nicht 'dem Anschein aussetzen , als sei ermit ungehörigen Kränkungen der Regierung oder unsachlichenAngriffen gegen diese im politischen Kampfe einverstanden .Wenn er als Leiter einer Versammlung glaube , solchen Aus -
schreitungen nach Lage der Sache nicht durch Unterbrechungurü > Verwarnung des Redners entgegentreten zu können , somüsse er seine Mißbilligung nach der Rede vor dem Ende der
Versammlung unzweideutig vor den Zuhörer » aussprechen .Bei Bestimmung des Strafmaßes sei berücksichtigt worden , dastder Angeschuldigte sich stets als hervorragend tüchtiger Beam¬ter bewahrt , und daß er . von seiner vorgesetzten Behörde we-
gen des Vorfalles zur Rede gestellt und belehrt , sofort denVorsitz der Ortsgruppe niedergelegt und dadurch den Willenbekundet habe , m Zukunft alles zu vermeiden , was Beanstan -düngen seiner politischen Tätigkeit nach sich ziehen könnte

R .773 . Emmendingen. In
dem Konkurse über das
Vermögen des Kaufmanns
S . W . Beit in Emmen -
dingen soll demnächst die
Schlußverteilung erfolgen .
Verfügbar sind 2 320,17 £%M \
zu berücksichtigen find eine
bevorrechtigte Forderungmit 65 xk und gewöhn¬
liche Konkursforderungen
in Höhe von 67 749.08
Emmendingen . 2. Januar1932 . Der Konkursverwalter :
Dreifuß . Rechtsanwalt -

Karlsruhe . B .553
Vereinsregister .

Freier Siedlungsverein
Karlsruhe in Karlsruhe .24. 12. 31 .
Amtsgericht Karlsruhe .

MWes Landestheater
Mittwoch . 6 . Januar 1932

Nachmittags :

Hansel und Grete !
Märchenspiel von

Humperdinck
Dirigent : Schwarz

Spielleitung : Pruscha

Mitwirkende -
Fanz , Fischbach , Haberkorn ,
Seiberlich , Winter , Löser

Hierauf : j

Die PilMnsee
Ballett von Joseph Bayer

Dirigent : Stern
Spielleitung : Kuhlmann

Mitwirkende :
F . Kilian , Kratzer , Kühl -
mann , Seiling , Tubach ,
Kalnbach , F . Kilian , Linde »
mann , Luther , H . Müller ,
Nagel , HRivinius .J .Sonn -
tag , das Ballett , die Kin -

derballettschule
Ansang 15 Ende 17 '/,

Preise 0,50 —3,50 X*

Abends :
Außer Miete

Gastspiel der mdischeu
Hindu-Gruppe

Mlly -khltll ' M
mit indisch . Hindu -Orchester
(56 verschiedene original -
indische Musikinstrumente )
Anfang 20 Ende geg . 22 ' /,
Preise D (0,90 - 5,70 XS )
Do .7 .1 . Schwengels . Fr .8 .1 .
Hanneles Himmelfahrt .
Sa . 9 . 1 . Im weißen Rößl .
So - lv . 1 - Nachm . Die Prin -
Zessin auf dem Seil . Abend»:
Der Rosenkavalier . Im
Konzerthaus : Ollp -Pollt, .

Druck G . Braun . Karlsruhe
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